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Vollbeschäftigung durch 
eine staatliche Wachstumsoffensive

WIRTSCHAFTSPROGRAMME

Ulrich Steger, Bonn

Kürzlich wurde vom SPD-Parteivorstand das Papier über „Vorausschauende Strukturpolitik für Voll­
beschäftigung und humanes Wachstum“ offiziell gebilligt, das von einer Arbeitsgruppe des Vorstands 
unter Leitung von Wolfgang Roth, MdB, ausgearbeitet wurde. Es soll auf dem bevorstehenden Partei­
tag abschließend behandelt werden. Die Veröffentlichung dieses Papiers hat ein sehr kritisches Echo 
gefunden. Zu einigen wesentlichen Kritikpunkten nimmt im folgenden der Bundestagsabgeordnete 
Ulrich Steger Stellung.

V erfo lgt man die wirtschaftspolitische Debatte 
in den westlichen Industriestaaten, so kann 

man sich — eingedenk der Tatsache, daß es nicht 
nur konjunkturelle, sondern auch wissenschafts­
theoretische Zyklen gibt — nicht des Eindrucks er­
wehren, daß durch die anhaltend hohe Arbeits­
losigkeit sich auch die Politiker w ieder mehr mit 
keynesianischen „Rezepten“ anfreunden. Es sind 
dieselben Politiker, die sich vor nicht allzu langer 
Zeit und ausgerechnet kurz vor oder gar während 
der weltweiten Wirtschaftskrise aus Angst vor an­
geblich inflationär wirkenden Staatsdefiziten und 
wachstumshemmenden steigenden Staatsquoten 
den Ratschlägen der Monetaristen verschrieben 
und die finanzpolitische Konjunktursteuerung zu­
gunsten der geld(mengen-)politischen Steuerung 
abgewertet hatten.

M ittlerweile sind jedoch drei entscheidende Nach­
teile der monetaristischen Konzeption offensicht­
lich geworden:

□  sie g ilt bestenfalls nur „on the long run“ und 
bietet keine Ansatzpunkte für das in demokrati­
schen Staaten zur Erhaltung der Massenloyalität 
notwendige Krisenmanagement „in  the short run“ , 
wie es bei ökonomischen Problemkonstellationen 
des heutigen Ausmaßes unabdingbar ist;

Dr. Ulrich Steger, 33, SPD-MdB, war bis Ok­
tober 1976 wissenschaftlicher Assistent am 
Seminar für Theoretische Wirtschaftslehre 
der Ruhr-Universität Bochum.

□  das stabilitätsfixierte Gleichgewichtsideal von 
Friedman ist keineswegs ein Vollbeschäftigungs­
gleichgewicht, sondern es existiert eine „natürliche 
Arbeitslosenrate“ , über deren Abbau nur sehr 
vage Vorstellungen bestehen (abgesehen davon, 
daß sie nicht mit konjunkturpolitischen Maßnah­
men dauerhaft gesenkt werden kann), die aber 
offenbar für westliche Industriestaaten eine nicht 
akzeptierbare Höhe aufweist, und

□  schließlich ist der monetaristische Ansatz ideo­
logisch wie praktisch unabdingbar mit jener zu 
Recht als neo-merkantilistische Industrialisierungs­
strategie bezeichneten Wachstumskonzeption ver­
knüpft, wonach allein über Gewinnsteigerungen 
und dadurch induzierte Investitionen der Wachs­
tumsprozeß in Gang gehalten bzw. gesetzt wer­
den kann. Angesichts der Probleme der verän­
derten weltweiten Arbeitsteilung, der knapper 
werdenden Rohstoffe, der ökologischen Belastun­
gen und der partiellen Sättigungsgrenzen, insbe­
sondere bei industriellen Gütern, ohne gleichzei­
tige Innovationen, die neue und zusätzliche Nach­
frage schaffen, dürfte jedoch diese von absolu­
tem marktwirtschaftlichen Optimismus geprägte 
Vorstellung wenig problemadäquat sein.

So regt sich denn allerorten eine „keynesianische 
Gegenrevolution“ ; getreu dem Wort von Joan 
Robinson, wonach Keynes’ Problem seinerzeit das 
Niveau der vollbeschäftigungssichernden Nach­
frage, heute aber ihr Inhalt das Problem sei, sind 
die Promotoren dieser Gegenbewegung vor allem 
Struktur- und damit wachstumspolitisch orientiert,
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nicht zuletzt deshalb, weil die Grenzen der bis­
herigen Globalsteuerung recht deutlich gesehen 
werden.

Jüngstes Zeugnis für den Eingang der „Keynes- 
Renaissance“ in die praktische Politik für die 
Bundesrepublik ist das offiziell vom SPD-Partei- 
vorstand gebilligte Papier über „Vorausschauende 
Strukturpolitik für Vollbeschäftigung und humanes 
Wachstum“ ’ ), dessen Vorschläge bereits auch bei 
den neuen konjunkturpolitischen Überlegungen 
der Bundesregierung eine Rolle spielen.

Sieht man von den — leider nur in der Bundes­
republik so festgefahrenen — „ordnungspoliti­
schen“ Voreingenommenheiten ab, so konzen­
trierte sich die Diskussion über dieses Papier 
berechtigterweise auf die mögliche Wachstums­
funktion der öffentlichen Haushalte und die damit 
verbundenen staatlichen Eingriffe sowie auf die 
geforderte Neuorganisation der wirtschaftspoliti­
schen Willensbildung, insbesondere die vorge­
schlagenen „S trukturräte“ .

Ziele und Ansatzpunkte

Bevor auf diese Diskussionen ausführlicher ein­
gegangen wird, sei der Inhalt dieses politischen 
Programm-Papiers kurz skizziert. Aufgabe war, 
die grundsätzlicheren wirtschaftspolitischen Aus­
sagen des „Orientierungsrahmen ’85“ so zu prä­
zisieren, daß sie Grundlage der praktischen Politik 
sein konnten. So wurden denn auch keine neuen 
Ziele formuliert, sondern nur der Vorrang der Voll­
beschäftigung, das Postulat eines qualitativen 
Wachstums („humanes Wachstum“) und die Not­
wendigkeit der Demokratisierung der Wirtschaft 
kurz präzisiert. Insbesondere zieht sich durch das 
gesamte Konzept als roter Faden ein Wachstums­
optimismus, der sehr im Widerspruch zu dem der­
zeit herrschenden Pessimismus steht.

Dies soll allerdings nicht heißen, daß das gegen­
wärtige Problempanorama ignoriert würde: knapp 
die Hälfte des Papiers ist der Analyse der gegen­
wärtigen ökonomischen Krisenursachen — begin­
nend mit der inländischen Nachfrageschwäche, 
den Folgewirkungen der „neuen Weltwirtschafts­
ordnung“ , über die Energie- und Umweltpro­
bleme bis hin zur praktizierten W irtschaftspoli­
tik — gewidmet. Insbesondere der letzte Aspekt 
war für eine Arbeitsgruppe der Regierungspartei 
nicht einfach zu bewältigen, die seinerzeit die 
Globalsteuerung in die W irtschaftspolitik der Bun­
desrepublik eingeführt hatte. Aber unbestritten ist 
mittlerweile, daß die dem Stabilitäts- und Wachs-

^ Jetzt erschienen in: Forum SPD, hrsg. vom SPD-Parteivorstand, 
Bonn, Juni 1977.

tumsgesetz zugrunde liegende Konzeption wegen 
ihrer Nachfrageorientierung wenig zur Bekämp­
fung der ganz anders gearteten Inflationsursachen 
(insbesondere wegen des Verteilungskampfes und 
der Preisrigiditäten auf vermachteten Märkten) 
geeignet ist und ungewollte (und ungewisse) 
strukturelle Wirkungen hat, den Konzentrations­
prozeß und regionale Disparitäten eher fördert 
und bislang insbesondere durch das Verhalten 
der Länder und Gemeinden kaum antizyklisch 
oder verstetigend gewirkt hat. Zudem sind die 
langfristig angelegten staatlichen (Infrastruktur-) 
Investitionen ein denkbar ungünstiger Ansatz­
punkt für kurzfristige konjunkturpolitische Varia­
tionen, wie generell das Instrumentarium der 
Globalsteuerung kaum auf die neuen Probleme 
der weltweiten Wirtschaftskrise zugeschnitten ist.

Aus dieser Analyse wird auch die Schlußfolgerung 
gezogen, daß der Anstoß zur Überwindung der 
Unterbeschäftigung — und dies ist ein keynesia- 
nischer Ansatz — durch staatliche Initiativen er­
folgen muß, da auf der privatwirtschaftlichen Seite 
unseres gemischtwirtschaftlichen Systems kein 
Schumpeterscher Innovator zu sehen ist, der dies 
leisten könnte. Allerdings sind die öffentlichen 
Hände z. Z. nur sehr begrenzt in der Lage, ihre 
wachstumspolitische Aufgabe zu übernehmen, so 
daß z. T. neue Instrumente und eine bessere w irt­
schaftspolitische Willensbildung nötig sind, um 
diese Funktion adäquat wahrzunehmen.

Wachstumsfunktion der öffentlichen Haushalte

Die Wachstumsfunktion der öffentlichen Haushalte 
liegt dort, wo bisher unbefriedigte oder neue 
Nachfragefelder unmittelbar oder durch staatliche 
Incentives abgedeckt werden können. Aus dem 
breiten Fächer der notwendigen Maßnahmen 
zeichnen sich — neben dem Ausbau des Dienst­
leistungssektors — drei Schwerpunkte ab:

G  die Bereiche, die unter dem Schlagwort „Le­
bensqualität“ zusammengefaßt werden, insbeson­
dere die Umweltpolitik, die Humanisierung des 
Arbeitslebens, die Sanierung der Innenstädte und 
die Altbaumodemisierung;

□  oft mit dem ersteren verbunden sind die Ge­
biete der rationellen Energie- und Rohstoffver­
wendung, wo z. T. neue Technologien (z. B. Wärme­
pumpe, Solarkollektoren) vor der breiten Markt­
einführung stehen, die beschleunigt werden kann, 
wo aber auch bekannte Technologien unter den 
veränderten Bedingungen eine forcierte öffentliche 
Förderung verdienen (z.B. Ausbau der Fernwärme, 
Rohstoffgewinnungen aus Müll), und schließlich

□  die Entwicklungshilfe, die für die deutsche 
Wirtschaft durch ihre Industriestruktur besondere 
Beschäftigungschancen bietet, die auch genutzt
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werden müssen, um die sich aus der Veränderung 
der weltwirtschaftlichen Arbeitsteilung ergeben­
den Arbeitsplatzverluste (ca. 700 000—1,5 Mill. bis 
1985) zu kompensieren. Der spezifische Vorschlag 
des SPD-Papiers ist ein „Solidaritätsprogramm 
Südeuropa“ : Die hochentwickelten Staaten M ittel­
und Nordeuropas finanzieren mit nationalen Bei­
trägen einen Solidaritätsfonds für die südeuro­
päischen Länder, die an der Schwelle der Indu­
strialisierung stehen (z. B. Portugal, Spanien, Grie­
chenland). Nach dem Muster des deutschen ERP- 
Sondervermögens werden mit billigen Krediten 
Infrastrukturprojekte und Investitionen in der ge­
werblichen Wirtschaft dieser Länder gefördert. 
Insbesondere wegen der relativ vergleichbaren 
Angebots- und Nachfragestrukturen erhofft man 
sich davon, daß der wirtschaftliche Aufschwung 
Südeuropas auch auf Nord- und Mitteleuropa aus­
strahlt. Die Finanzierung dieses Kreditprogramms 
könnte — ebenso wie der Aufbau nationaler Roh­
stoffreserven — über die Devisenreserven der 
Bundesbank erfolgen.

Einwände

Kritisch ist oft, insbesondere zum ersten Punkt, an­
gemerkt worden, daß es keine vergabereifen Pro­
jekte gäbe und/oder keine Mittel dafür vorhanden 
wären. Zum ersten Einwand muß gesagt werden, 
daß dies — neben der z. T. w illkürlichen Kompe­
tenzverteilung zwischen den drei staatlichen Ebe­
nen — an den oft recht rigiden Kriterien liegt, die 
bei der Ausarbeitung von Programmen angewandt 
werden. Als Beispiel sei aus dem 16-Mrd.-Pro­
gramm für Zukunftsinvestitionen der Bereich Lärm­
schutz an Straßen genannt, der m it 50 Mill. dotiert 
wurde, obwohl in diesem Bereich ein Investitions­
defizit von 5—8 Mrd. DM (je nach dem als tolerabel 
angesehenen Lärmpegel) besteht. Schriebe Key- 
nes heute die „Allgemeine Theorie“ neu, würde er 
sicherlich statt Löchergraben Lärmschutzmaßnah­
men als „klassische“ Arbeitsbeschaffungsmaßnah­
men empfehlen (soviel haben w ir eben doch 
schon gelernt): sie sind beschäftigungsintensiv 
(Aufstellung durch angelernte Arbeitskräfte), hel­
fen notleidenden Branchen (Stahl- bzw. Alumlnium- 
und metallverarbeitende Industrie), haben kaum 
Folgekosten und keinen (später wieder depressiv 
wirkenden) Kapazitätseffekt.

Die angeblich fehlenden Mittel können ökono­
misch dann nicht überzeugen, wenn sich die ge­
samten Kosten der öffentlichen Hand für einen 
Arbeitslosen der 20 000-DM-Grenze nähern, nicht 
gerechnet die Verschwendung von menschlicher 
Arbeitskraft. Auch wenn die Erkenntnis m ittler­
weile weit verbreitet sein dürfte, daß für eine Ge­
sellschaft nichts teurer sein dürfte als Arbeitslosig­

keit, so sind der Umsetzung dieser Erkenntnis 
praktische Maßnahmen dadurch Grenzen geset 
daß die Kosten der Arbeitslosigkeit und die K 
sten von Beschäftigungsprogrammen bei unt£ 
schiedlichen „Töpfen“ der öffentlichen Hände a 
fallen, so daß gesamtwirtschaftlich rationales Ve 
halten nicht m it „einzelw irtschaftlicher“ Rationa 
tat deckungsgleich ist.

Neuralgisch aber wird es, wenn jenseits der öffet 
liehen Haushalte Privatinvestitionen auf den o. 
Gebieten induziert werden sollen — sei es, w 
beispielsweise zunächst m it öffentlichen Mitte 
finanzierte Modellvorhaben zur Humanisierui 
der Arbeitswelt nun auf dem Verordnungswei 
allgemein durchgesetzt werden sollen, oder w 
komplementäre Investitionen im Umweltschu 
bereich (z. B. Bau von Kläranlagen) verlangt w< 
den. Hier wird oft argumentiert, dies sei eii 
„Belastung der Industrie“ mit zusätzlichen Koste 
Abgesehen davon, daß diese Kosten in der Rec 
weitergewälzt werden (wogegen auch gar nich 
einzuwenden ist, da hierdurch in der Regel b 
lang soziale Kosten in privatwirtschaftliche ui 
gewandelt werden und so die — gestiegenen 
Preise die tatsächlichen Aufwendungen bess 
widerspiegeln, damit allerdings Nachfrageversch 
bungen induzieren), müssen hier vor allem c 
langfristigen Wachstums- und kurzfristigen E 
schäftigungseffekte gesehen werden. Nach eir 
Studie des Bundesinnenministeriums beträgt c 
Gesamtzahl der neu geschaffenen oder gesich« 
ten Arbeitsplätze im Bereich der Produktion v 
Umweltschutzgütern über 250 000, während c 
Zahl der verlorenen Arbeitsplätze minimal s 
Dies nicht zuletzt deshalb, weil die schärfer c 
wordenen Umweltschutzauflagen nur für neue P 
lagen gelten, während ein „back-fitting“ alter P 
lagen nur in wenigen Ausnahmefällen verlar 
werden kann.

Beschäftigungschancen im Dienstleistungssekt«

Nach allen verfügbaren Unterlagen ist im priv 
wirtschaftlichen Teil des Dienstleistungssektors 
teils wegen großer Rationalisierungsmöglichkeit( 
teils wegen der durch überproportionale Pre 
Steigerungen gebremsten Nachfrage — nicht r 
positiven Beschäftigungseffekten zu rechnen, 
b le ibt auch hier wiederum nur der staatliche Se 
tor, der zusätzliche Arbeitsplätze bereitstell 
kann.

Nach den Untersuchungen des DIW gibt es zw 
kein generelles Defizit an staatlichen Dlenstl 
stungen mehr, jedoch sind wichtige Bereiche v 
Gesundheit, Erholung, Rechtsschutz, Unterrii 
und Wissenschaft (insbesondere im Bereich I 
wachsenenbildung) usw. nach wie vor unterv
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sorgt. Von daher erscheint es möglich, bis 1980 
rd. 250 000 neue Arbeitsplätze im öffentlichen Sek­
tor zu schaffen (was eine jährliche Einstellungs­
quote von +  2 %  bedeutet). Auch hier stand die 
Frage der Finanzierbarkeit im Mittelpunkt der Dis­
kussion, so daß es angebracht erscheint, dieses 
Thema etwas ausführlicher zu behandeln.

Neuralgischer Punkt Finanzierung

Neben der prinzipiellen wirtschaftspolitischen Aus­
einandersetzung, die einleitend skizziert wurde, 
war ein w ichtiger Kritikpunkt die Frage der Finan­
zierbarkeit dieser Vorschläge und die möglichen 
inflationären Nebenwirkungen. Im Papier selber 
finden sich dazu eine Reihe von Vorschlägen, die 
sich auf das beschränken, was im institutioneilen 
Gefüge der Bundesrepublik „machbar“ erscheint. 
Von der Finanzpolitik wird zunächst aus beschäf­
tigungspolitischen Gründen eine höhere Netto­
kreditaufnahme der öffentlichen Hand erwartet. 
Für die Steuerpolitik bedeutet die Forderung nach 
einer dauerhaften und „angemessenen Finanz­
grundlage“ letztlich, daß die — mehr aus psycho­
logischen Gründen — notwendigen Entlastungen 
im Bereich der Lohn- und Einkommensteuer durch 
Anhebungen im Bereich der indirekten Steuern 
kompensiert werden.

Neben diesen mehr traditionellen Finanzierungs­
instrumenten werden fünf weitere Vorschläge 
unterbreitet:

□  Erwähnt wurde schon die Forderung, die De­
visenreserven der Bundesbank für Zwecke der 
Entwicklungspolitik und Rohstoffsicherung zu mo­
bilisieren.

□  Um den Einsatz staatlicher Mittel für die Mo­
dernisierung der Wirtschaft zu verstetigen, zu ver­
größern und transparenter zu machen, wird ein 
„Strukturfonds“ vorgeschlagen, der aus dem ERP- 
Sondervermögen und der Kreditanstalt für Wieder­
aufbau gebildet und durch Haushaltsmittel auf­
gestockt wird.

□  Die sich in öffentlicher Hand befindenden Ban­
ken sind darauf zu verpflichten, die öffentlichen 
Entwicklungsplanungen zu unterstützen (wie über­
haupt die öffentlichen Unternehmen stärker für 
gesamtwirtschaftliche Ziele eingesetzt werden 
sollen).

□  Um unerwünschte Auswirkungen der globalen 
Geldmengen- und Zinspolitik der Bundesbank zu 
verhindern, soll das kreditpolitische Instrumen­
tarium um das Instrument der Aktivreserve er­
gänzt werden, das auf Antrag der Bundesregie­
rung in Kraft gesetzt werden soll und auch gezielt 
zur Strukturentwicklung eingesetzt werden kann.

WIRTSCHAFTSDIENST 1977/IX

□  Es soll eine Umorientierung der staatlichen 
Gebührenpolitik erfolgen.

Der letzte Punkt ist von besonderer Bedeutung, 
da eine der Ursachen der Finanzmisere der öffent­
lichen Haushalte darin liegt, daß die Auffassung 
vorherrschte, staatliche Dienstleistungen müßten 
kostenlos angeboten werden. Dadurch wurden die 
öffentlichen Haushalte so „zugemauert“ , daß eine 
Reaktion auf neue Bedürfnisse mangels Masse 
nicht mehr erfolgen kann. Die gegenwärtige 
Steuerdebatte zeigt, daß die Kosten dieser Lei­
stungen im Bewußtsein der Bürger nicht verankert 
sind.

Leider ist dieses Thema — nicht zuletzt durch die 
Diskussion um die sogenannte „Privatisierung“ — 
sehr emotional belastet und wird auch zu pau­
schaliert angegangen. Denn bei etlichen Dienst­
leistungen (z. B. Bildungseinrichtungen) hat es 
seine guten Gründe, daß sie für die Benutzer ganz 
oder nahezu kostenfrei sind. Bei anderen fehlt 
dagegen jegliche Begründung. Angesichts der 
sehr unterschiedlichen Situation bei den vielfälti-
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gen Sparten im öffentlichen Bereich verbieten sich 
einheitliche Regelungen. Verwiesen sei jedoch auf 
das Modell, das beim öffentlichen Nahverkehr eine 
Rolle gespielt hat: Die öffentliche Hand trägt die 
Investitionskosten, während die laufenden Be­
triebskosten durch Gebühren (hier: Fahrpreise) 
gedeckt werden. Zumindest für weite Bereiche 
des Freizeit- und Erholungsbereiches bietet sich 
diese Kostenaufteilung — neben der Möglichkeit 
der Sozialtarife — als Orientierungsregelung an.

Bleibt die Frage der inflationären Nebenwirkun­
gen. Zwei Punkte sind m. E. hier entscheidend: 
Die Angst vor den inflationären Nebenwirkungen 
der Staatstätigkeit hat zumindest in der letzten 
Rezession und dem folgenden Aufschwung den 
Abbau der Arbeitslosigkeit beeinträchtigt2). Und 
die Annahme, daß in einer Unterbeschäftigungs­
situation gezielte, an Strukturproblemen orien­
tierte Nachfrageanregungen vornehmlich zum Aus­
gangspunkt von sich erneut beschleunigenden 
Preissteigerungen werden, im pliziert letztlich ein 
so absolut negatives Urteil über die Funktions­
fähigkeit des marktwirtschaftlichen Teils unserer 
Wirtschaft, daß alle hiervorgeschlagenen Maßnah­
men als bloßes Kurieren an Symptomen erschei­
nen müssen.

Neue Willensbildungsprozesse

Der zweite Schwerpunkt der kritischen Diskussion 
konzentrierte sich auf die Ineffizienz der staat­
lichen Willensbildung bei ökonomischen Entschei­
dungen und die hierzu gemachten Vorschläge. 
Relativ unstrittig sind dabei die Forderungen, die 
gesamte Strukturpolitik auf eine bessere Informa­
tionsgrundlage (mit einer regelmäßigen Struktur­
berichterstattung) zu stellen und die mittelfristige 
Flnanzplanung zu einer ressortübergreifenden 
Aufgabenplanung weiterzuentwickeln.

Strittiger war schon die geforderte Einrichtung von 
Strukturräten. Dabei soll es zunächst den „S truk­
turrat der öffentlichen Hand“ geben, der aus dem 
(bereits existierenden) Finanzplanungsrat und dem 
Konjunkturrat besteht und der von Zeit zu Zeit zur 
Beratung strukturpolitischer Fragen Zusamm en­
tritt. Daneben soll die „Konzertierte Aktion“ , zu 
einem „Strukturrat der sozialen Gruppen“ so 
weiterentwickelt werden, daß sie auch struktur­
politische Aufgaben übernehmen kann (insbeson­
dere sollen für branchenspezifische Probleme 
Unterausschüsse gebildet werden). Dadurch soll 
einmal die Meinungsbildung der gesellschaftlichen 
Gruppen zum Strukturwandel koordiniert werden 
und eine bessere Abstimmung zwischen staat­

2) V g l. D IW -W ochenberichte 18/1977 und 31/1977 sow ie d ie  G e ­
m einschaftsdiagnose der Forschungsinstitute vom Frühjahr 1977.

licher Strukturpolitik und privaten Unternehmens 
Planungen hergestellt werden.

Die formellen Aufgaben der Strukturräte liegen ii 
dem Recht zur Stellungnahme, zur Anhörung um 
zu Vorschlägen zu faktisch allen wichtigen struk 
turpolitischen Vorgängen (einschließlich den Rah 
menplänen der Gemeinschaftsaufgaben nacl 
Art. 91a Grundgesetz und den Strukturberichte: 
der Bundesregierung) sowie in einem Empfeh 
lungsrecht bei Standortentscheidungen öffentlic 
geförderter Großvorhaben von Privatunternehme 
und öffentlichen Unternehmen.

Neben den ordnungspolitischen Bedenken wurd 
vor allem die Befürchtung geäußert, daß die Eini 
gung der verschiedenen Gruppen auf den kleir 
sten gemeinsamen Nenner nicht zu innovative 
Lösungen führen und im Ergebnis eher eine Ter 
denz zum Abblocken der Strukturwandlungen de 
minieren würde. Damit wäre aber der „O utput“ de 
Willensbildungsprozesse der Strukturräte lediglic 
dem ähnlich, was sich aus den bisherigen, seh 
fragmentierten und unkoordinierten Entsche 
dungsstrukturen ergibt.

Eine rationale Bewältigung des Strukturwandel 
erfordert von der Strukturpolitik jedoch ein Mel- 
an politischer W illensbildung und politischer Leg 
timation als bisher. Denn Strukturpolitik vertei 
Chancen und beeinflußt Risiken, für die es heut 
eine politische Legitimation geben muß, wenn ei 
positives Handeln aller Beteiligten sichergestel 
sein soll. Die zunehmende Komplexität des W ir 
schaftsprozesses erfordert eine Verzahnung vo 
öffentlichen und privaten Investitionen, nicht zi 
letzt auch im Hinblick auf den (bisher unterschiec 
liehen) Zeithorizont und die Inanspruchnahm 
knapper Ressourcen. Wer vom Staat fordert, da 
er den Strukturwandel fördert und absichert (un 
wer tut dies heute ungeachtet aller marktwir 
schaftlichen Glaubensbekenntnisse nicht) und da 
der Staat große Prognose- und Koordinationsle 
stungen dafür erbringt, der muß auch die Kons« 
quenzen daraus für sein eigenes Verhalten ziehe 
und die Notwendigkeit der besseren Koordinatio 
im staatlichen Sektor einerseits und zwische 
Staat und privaten Gruppen andererseits ane 
kennen.

Ob die Strukturräte dies leisten können, kan 
natürlich abschließend niemand beantworten, we 
dies letztlich die Praxis entscheidet. Per Said 
scheint aber der Versuch lohnenswert — nicht zi 
letzt deshalb, weil die Ergebnisse kaum de 
gegenwärtigen Zustand verschlechtern könnei 
Und der Problemdruck in den kommenden Jahre 
ist zu groß, als daß Chancen auf effizientere En 
Scheidungsprozesse vertan werden könnten.
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